
01. Juni 2025

Pensionskürzung: Freiheitliche in
Aufruhr über Regierungspolitik!

Pensionskürzungen ab Juni 2025: Kritik der FPÖ an der
Regierung und finanzielle Folgen für Pensionisten durch

erhöhte Beiträge.

Österreich - Ab Juni 2025 müssen Pensionisten in Österreich
mit erheblichen finanziellen Einbußen rechnen. Der Beitragssatz
für die Krankenversicherung steigt von 5,1 auf 6 Prozent, was zu
niedrigeren Pensionsbeträgen für viele Betroffene führt. Die
Umstellung wurde von der Freiheitlichen Partei Österreichs
(FPÖ) als „Tag der Schande“ kritisiert. FPÖ-Generalsekretär
Michael Schnedlitz äußerte scharfe Vorwürfe gegen die
Regierung und warf ihr vor, in Zeiten wirtschaftlicher
Herausforderungen zusätzliche Privilegien zu schaffen. Er stellte
einen Vergleich zwischen den Kürzungen bei Pensionisten und
hohen Zahlungen an Asylwerber sowie vermeidbaren
Luxusausgaben für Minister an. Die derzeitige
Regierungskoalition aus ÖVP, SPÖ und NEOS wurde von



Schnedlitz als „Verlierer-Ampel“ bezeichnet.

Die FPÖ hat sich aktiv gegen die Pensionskürzungen
ausgesprochen und fordert, dass entsprechende Maßnahmen
aus den Regierungsplänen gestrichen werden. In dieser
angespannten finanziellen Lage forderte Schnedlitz die Medien
auf, die von ihm als „falsche Behauptungen“ bezeichneten
Anschuldigungen gegen die FPÖ zu überprüfen und warnte vor
den möglichen finanziellen Konsequenzen der aktuellen
Regierungspolitik. Die FPÖ positioniert sich klar für die
Unterstützung von Pensionisten und arbeitenden Menschen.

Pensionen und Rezeptgebühren

In einem zusätzlichen Kontext zeigt sich, dass die ab dem 1. Juni
2025 bevorstehenden Veränderungen im Gesundheitsbereich
ebenfalls schwerwiegende Auswirkungen für die Pensionisten
haben. Derzeit gilt eine Obergrenze für Rezeptgebühren von
zwei Prozent des jährlichen Nettoeinkommens. Allerdings betrifft
diese Regelung nur teurere Medikamente ab einem Preis von
7,55 Euro. Ältere Menschen, die mehr Arzneimittel benötigen,
können hierbei höheren finanziellen Belastungen ausgesetzt
sein.

Die Regierung plant künftig eine weitere Regelung, bei der die
Obergrenze für alle Arzneimittel, die die zwei Prozent des
Jahreseinkommens nicht überschreiten darf, schrittweise bis
2030 auf 1,5 Prozent gesenkt werden soll. Ein Beispiel zeigt die
Kostenanalyse für einen Durchschnittspensionisten mit
monatlichen Einnahmen von 1.300 Euro netto: Bei einem hohen
Bedarf an Medikamenten würden die zukünftigen Ausgaben auf
364 Euro pro Jahr sinken. Dies würde bei einer Obergrenze von
zwei Prozent zu Ersparnissen von rund 430 Euro und bei 1,5
Prozent von bis zu 521 Euro führen. Im Gegensatz dazu würde
ein Durchschnittspensionist mit monatlichen Einkünften von
2.000 Euro netto nur geringere Einsparungen verzeichnen.

Soziale Auswirkungen und



Berichterstattung

Die Problematik der Alterssicherung und der damit verbundenen
sozialen Folgen wird in verschiedenen Berichten und Studien
abgebildet. Das Sozialministerium Österreichs bietet eine
Vielzahl an Berichten, die sich mit dem Pensionssystem und der
Alterssicherung beschäftigen. Diese Berichte beleuchten unter
anderem auch die Lebenszyklen der Pensionisten,
Pensionsneuzugänge, sowie spezifische Analysen zur sozialen
Absicherung von Frauen und den finanziellen
Herausforderungen, denen pensionierte Menschen begegnen.

Die Themen „Armut, Wohnen und Energie im Alter“ und die
„Einkommensersatzraten des Pensionsneuzugangs“ stehen
ebenso im Fokus, um die komplexen Zusammenhänge zwischen
Pensionshöhe, Lebensstandard und den damit verbundenen
Herausforderungen zu erläutern. Der ständige
Monitoringsupport durch das Sozialministerium verspricht, den
Pensionsbeziehern vertiefte Einblicke in die Entwicklungen ihres
finanziellen Umfeldes zu geben.

Die Pensionskürzungen und die Änderungen in den
Gesundheitsbeiträgen stehen in einem engen Zusammenhang
mit der Debatte um die finanzielle Sicherheit von Pensionisten in
Österreich. Die kommenden Monate werden entscheidend dafür
sein, wie sich diese Hintergründe weiterentwickeln und welche
Unterstützung die Betroffenen erhalten werden.
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